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Aufruf zum Hamburger Ostermarsch:
Abrüsten statt aufrüsten – Entspannungs-
politik jetzt – Atomwaffen abschaffen
Montag, 2. April 2018, Carl-von-Ossietzky-Platz

Die Bundesregierung will den deutschen Rü-
stungsetat auf bald 70 Milliarden Euro nahezu ver-
doppeln. Damit wird noch mehr Geld für Sozial-
ausgaben, Gesundheit und Bildung fehlen.

Während in der UNO 122 Staaten einen Verbots-
vertrag für Atomwaffen beschlossen haben, stellte 
sich die Bundesregierung gegen diesen Vertrag und 
beharrt auf der sogenannten nuklearen Teilhabe: 
Deutsche Soldaten üben den Transport und den 
Abwurf von Atomwaffen. Die in Deutschland sta-
tionierten Atomwaffen werden durch neue ersetzt. 
Selbst wenn nur 100 der weltweit über 15.000 
Atomwaffen in einem lokal begrenz-
ten Konlikt eingesetzt werden wür-
den, hätte dies mit einem „atomaren 
Winter“ katastrophale Folgen für die 
gesamte Menschheit. Den Besitz die-
ser Waffen kann man nur als selbst-
mörderisch bezeichnen. Ihr Einsatz 
wäre verbrecherisch.

Die Bundesregierung ist durch die 
Entsendung von Soldaten an vielen 
Kriegen direkt beteiligt – z. B. in Afghanistan, 
Syrien, Irak und Mali. Außerdem genehmigt sie 
jedes Jahr große Mengen von Rüstungsexpor-
ten und unterstützt damit kriegführende Mächte. 
Saudi-Arabien, das im Jemen Krieg führt und dort 
den Hungertod von Hunderttausenden Zivilisten 
heraufbeschwört, gehört zu den bevorzugten Emp-
fängern deutscher Waffen. Die Waffenexporte aus 
dem Hamburger Hafen machen unsere Stadt zu ei-
ner Drehscheibe des Todes.

Die Bundesregierung beteiligt sich an der Statio-
nierung von Truppen an der russischen Grenze und 
unterstützt den Aufmarsch von US-Truppen in Ost-

europa. Sie unterstützt den von der EU beschlos-
senen Aufbau europäischer Militärkapazitäten. Sie 
ist mitverantwortlich für den neuen Kalten Krieg in 
Europa und die sich daraus ergebende wachsende 
Kriegsgefahr.

Bundesregierung und Rüstungsindustrie sind 
mitverantwortlich für Krieg, Hunger, Elend und 
Not in vielen Ländern – von Nordafrika über den 
Nahen und Mittleren Osten bis nach Afghanistan. 
Die Menschen, die vor diesen Zuständen aus ihrer 
Heimat liehen, sollen aber nach dem Willen der 
Bundesregierung nicht ins sichere Deutschland ge-

langen dürfen. Dafür werden mit vielen 
Ländern Verträge über den Aufbau mör-
derischer Sperranlagen an den Grenzen 
geschlossen, um die Flüchtlinge daran 
zu hindern, nach Europa zu gelangen.

Wir OstermarschiererInnen treten ein 
für eine Welt ohne Rüstung und Krieg:

* Für den Abzug der Bundeswehr aus 
allen Auslandseinsätzen

* Für den Beitritt Deutschlands zum 
Atomwaffenverbotsvertrag

* Für den Abzug der US-Truppen aus Deutsch-
land und die Aulösung ihrer Stützpunkte

* Für die kontinuierliche Senkung der Rüstungs-
ausgaben bis hin zur Aulösung der Bundeswehr

* Für das Verbot von Rüstungsexporten
* Für das Verbot von Kampfdrohnen und Killerr-

obotern
* Für die Umwandlung von Rüstungsproduktion 

in zivile Produktion
* Für die Aufnahme von Flüchtlingen und Asyl-

suchenden
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Aktion gegen Atomwaffen, 8.12.17 (Foto H. Griebner). 

Liebe Friedensfreundinnen, liebe Friedensfreunde,  1. Januar 2018 

im vergangenen Jahr ist die Welt nicht friedlicher geworden und auch für das neue Jahr steht Abrüstung 
nicht auf der Agenda der etablierten Parteien. Die NATO-Staaten haben beschlossen, die Rüstungsausga-
ben kräftig zu erhöhen. Die SPD hat im Vorfeld der Koalitionsverhandlungen vorsichtige Kritik hieran 
angemeldet. Wir nehmen sie beim Wort und fordern alle SozialdemokratInnen auf, die Aktionen der Frie-
densbewegung zu unterstützen. Denn ohne eine breite Friedensbewegung, die mit Aktionen und Demons-
trationen auf der Straße sichtbar ist, wird sich in Sachen Abrüstung und Entspannung nichts bewegen. 

Die nächste Gelegenheit dazu bietet sich in der 
Vorbereitung auf die Ostermärsche 2018. Ihr findet 
den von uns erarbeiteten Ostermarschaufruf auf 
Seite 3 dieses Rundbriefs. Wir bitten euch, den 
Aufruf als Einzelperson oder als Organisation zu 
unterstützen und weitere Unterschriften unter den 
Aufruf zu sammeln. Wenn die Unterschriften auf 
dem Ostermarschflugblatt erscheinen sollen, 
müssen sie uns bis zum 20. Februar erreichen. Der 
Hamburger Ostermarsch wird am Ostermontag, den 
2. April, stattfinden. Die genauen Einzelheiten 
stehen noch nicht endgültig fest. Wir würden uns 
über tatkräftige Unterstützung bei der Vorbereitung 
und Werbung freuen.  

Dass es gelingen kann, über den Kreis der übli-
cherweise als friedensbewegt „Verdächtigen“ hin-
auszukommen, zeigt der Aufruf „Abrüsten statt auf-
rüsten“, den wir euch auf der letzten Seite mitschi-
cken. Er wurde bislang von über 15.000 Menschen 
unterzeichnet, darunter auch Gewerkschaftsvorsit-
zende und andere Prominente. Wir werden uns da-
rum bemühen, auch in Hamburg hierzu breitere Ak-
tivitäten mit Gewerkschaften und anderen Organisa-
tionen zu entwickeln. Der Aufruf kann im Internet 
unterzeichnet werden: https://abruesten.jetzt/. Hier 

könnt ihr auch Listen zum Sammeln von Unterschriften herunterladen. Ihr könnt aber auch die letzte Seite 
des Rundbriefs unterschrieben an uns zurücksenden.  

Rüstungsexporte in Krisengebiete, Auslandseinsätze der Bundeswehr, Wirtschaftssanktionen und 
Kriegsrhetorik gegenüber Russland, Aufrüstung der Bundeswehr mit Kriegsschiffen und Killerdrohnen, 
Festhalten an der atomaren Teilhabe oder sogar Forderungen nach einer deutschen Atombombe in euro-
päischem Gewand – große Teile der bundesdeutschen Eliten und die wechselnden Bundesregierungen 
zeigen deutlich, dass sie mit ihrem Denken und Tun im imperialistischen Großmachtgehabe längst ver-
ganger früherer Jahrhunderte stehengeblieben sind. Stattdessen wäre weltweite Abrüstung eine der wich-
tigsten Voraussetzungen, um energisch an der Lösung der globalen Probleme arbeiten zu können: Be-
kämpfung von Hunger und Armut, Umweltverschmutzung, Klimawandel, Artensterben … 

Zu den hier wenig wahrgenommenen Konflikten gehört der Krieg im Jemen, der wesentlich von 
Saudi-Arabien ausgeht – einem der wichtigsten Empfängerländer deutscher Rüstungsexporte. Bitte 
merkt euch schon mal den Abend des 21. Februar vor. Wir haben Andreas Zumach eingeladen, der uns 
über die Hintergründe dieses Krieges und der daraus resultierenden humanitären Katastrophe informie-
ren wird. Im nächsten Rundbrief werdet ihr das Flugblatt zu dieser Veranstaltung finden. 


